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Entscheidungsstichwort:

Versorgungsanwartschaften und Sozialversicherungsrenten

Gesetz:
BetrAVG § 2 Abs. 5 Satz 1, § 1 Abs. 1, § 2 Abs. 1, 
Abs. 4, Abs. 5 Satz 2, Abs. 6; GmbHG § 35

Leitsätze:

1. Bei der Berechnung der unverfallbaren Anwartschaft eines 
aus dem Arbeitsverhältnis ausscheidenden Arbeitnehmers auf 
Leistungen der betrieblichen Altersversorgung können Renten 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung zu berücksichtigen 
sein. Das ist u.a. dann der Fall, wenn Betriebsrente und 
Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung zusammen eine 
Obergrenze nicht übersteigen dürfen.

2. Maßgebend für die Berechnung der Anwartschaft sind die 
Verhältnisse im Zeitpunkt des Ausscheidens. Das gilt auch für 
die Berechnung der später zu erwartenden Sozialversiche­
rungsrente .

3. Für die Berechnung der zu erwartenden Sozialversicherungs­
rente kann der Arbeitgeber auf das in § 2 Abs. 5 Satz 2 
BetrAVG beschriebene Näherungsverfahren zurückgreifen.

4. Der auf diese Weise ermittelte Wert der Anwartschaft ist 
mit dem Zeitwertfaktor im Sinne von § 2 Abs. 1 BetrAVG (Ver­
hältnis von tatsächlicher zu möglicher Betriebszugehörigkeit) 
zu multiplizieren.

5. Tritt der Versorgungsfall "Alter 65" ein, wird aus der so 
berechneten Anwartschaft ein Anspruch. Für die Berechnung von 
Renten für andere Versorgungsfälle gelten diese Grundsätze 
entsprechend.

Weitere Vorverfahren:

Arbeitsgericht Köln, Urteil vom 08. März 1990 
- 6 Ca 7956/89 -
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3 AZR 520/90
4 Sa 508/90 Köln

Verkündet am 
12. November 1991

IM NAMEN DES VOLKES !
Bittner,
Amtsinspektor U r t e i l
als Urkundsbeamter
der Geschäftsstelle In Sachen

pp.

hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 12. November 1991 durch den Vor­
sitzenden Richter Dr. Heither, die Richter Dr. Wittek und 
Dr. Müller-Glöge sowie die ehrenamtlichen Richter Gnade und 
Weinmann für Recht erkannt:
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1. Auf die Revisionen der Kläger wird das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Köln vom 21. August 
1990 - 4 Sa 508/90 - aufgehoben.

2. Der Rechtsstreit wird zur anderweiten Verhand­
lung und Entscheidung, auch über die Kosten 
der Revision, an das Landesarbeitsgericht zu­
rückverwiesen .
V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Die Parteien streiten über die Berechnung von Versicherungs­
ansprüchen der Kläger gegen den beklagten Pensions-Sicherungs- 
Verein (PSV).

Die Kläger waren bei der B AG (BuM) be­
schäftigt. Das Unternehmen gewährte eine Altersversorgung über 
eine Unterstützungskasse, die "Unterstützungs-Gesellschaft mbH 
der B AG". Die Bedingungen für den Bezug von
Alters- und Invalidenrenten waren in Richtlinien geregelt. Sie 
lauten, soweit für den Rechtsstreit von Bedeutung:

"Nach 25-jähriger Dienstzeit wird ein Ruhegeld 
von 12 % des Monatsgrundverdienstes gewährt. Für 
jedes Jahr längerer Dienstzeit erhöht es sich, 
für jedes Jahr kürzerer Dienstzeit vermindert es 
sich um 0,48 % des Monatsgrundverdienstes. Diese 
Veränderung wird begrenzt durch 40 Dienstjahre
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3
nach oben (Höchstbetrag) und 15 Dienstjahre nach 
unten (Wartezeit) ...

Sollten die Sozialrenten und die Beihilfen der 
Zusatzversorgungskasse des Baugewerbes (ZVK- 
Leistung) zusammen mit dem monatlichen Ruhegeld 
mehr als 85 % des letzten ruhegeldfähigen Einkom­
mens (Monatsgrundverdienst) ausmachen, so wird 
das Ruhegeld um den Überschußbetrag gekürzt bzw. 
kommt die Mindestrente in Anrechnung.
Der Satz von 85 % gilt bei 40 Dienstjahren. Bei 
einer geringeren Zahl von Dienstjahren ermäßigt 
er sich um 1 % für jedes Jahr, so daß bei 25 
Dienstjahren ein Satz von 70 % und bei 15 Dienst­
jahren ein solcher von 60 % gilt."

Die Geschäftsführung dieser Unterstützungskasse beschloß am 
8 . Juni 1973 zusätzliche Bestimmungen für den Bezug von Renten 
bei Ausscheiden mit 63 Jahren.

Der Kläger K , geboren am 25. Februar 1924, war vom
1. März 1950 bis zum 31. Mai 1979 bei der BuM tätig. Der Kläger 
Sch wurde am 31. März 1930 geboren. Er war vom 31. März 1947 
bis zum 20. Mai 1979 für die BuM tätig. Am 1. Juni 1979 wurde 
über das Vermögen des Arbeitgebers (Trägergesellschaft der Unter­
stützungskasse) das Konkursverfahren eröffnet.

Der Kläger K vollendete am 25. Februar 1987 sein
63. Lebensjahr. Er bezieht seit dem 1. März 1987 vorgezogenes Al­
tersruhegeld aus der gesetzlichen Rentenversicherung. Der be­
klagte PSV zahlt ihm eine Rente von monatlich 132,60 DM. Der Klä­
ger Sch bezieht ab 1. September 1987 eine Rente aus der ge­
setzlichen Rentenversicherung wegen Erwerbsunfähigkeit. Der Be­
klagte zahlt eine Invalidenrente von 94,10 DM. In beiden Fällen 
berechnet der PSV zunächst den Versorgungsanspruch der Kläger
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unter Berücksichtigung der Obergrenzen und ermittelt danach die 
zeitanteilig geschuldete Rente.

Diese Berechnung wollen die Kläger nicht hinnehmen. Sie wol­
len die in den Versorgungsrichtlinien festgelegten Obergrenzen 
erst auf die zeitanteilig ermittelte Rente angewendet wissen. Au­
ßerdem wehrt sich der Kläger K gegen den 10 %igen Abschlag
für die vorzeitige Inanspruchnahme der Betriebsrente. Beide Klä­
ger wenden sich außerdem gegen die Berücksichtigung der ZVK-Lei- 
stung bei der Prüfung, ob die Obergrenze überschritten wird. Der 
Kläger K errechnet für sich eine monatliche Betriebsrente
von 176,70 DM, der Kläger Sch von 140,50 DM. Mit den Klagen 
haben die Kläger Nachzahlung der Differenzen zwischen den bean­
spruchten und den tatsächlich gezahlten Beträgen sowie künftige 
Zahlung der höheren Rente gefordert.

Der Kläger K hat beantragt,

1. den Beklagten zu verurteilen, an ihn rückstän­
dige Rente für die Zeit vom 1. Juli 1987 bis 
31. Oktober 1989 (28 Monate) in Höhe von
1.234,80 DM (28 x 44,10 DM) nebst 4 % Zinsen 
seit Rechtshängigkeit zu zahlen;

2. den Beklagten zu verurteilen, an ihn ab Novem­
ber 1989 monatlich ein betriebliches Altersru­
hegeld in Höhe von 176,70 DM abzüglich bereits 
gezahlter Beträge zu zahlen;

3. festzustellen, daß der Beklagte verpflichtet 
ist, die von ihm nachzuzahlenden Beträge ab 
Klageerhebung bzw. die nach Klageerhebung fäl­
lig werdenden Differenzbeträge ab der monatli­
chen Fälligkeit des Ruhegeldes mit 4 % zu ver­
zinsen .
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Der Kläger Sch
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hat beantragt.

1. den Beklagten zu verurteilen, an ihn rückstän­
dige Rente für die Zeit vom 1. Januar 1988 bis 
31. Oktober 1989 (22 Monate) in Höhe von
1.020,80 DM (22 x 46,40 DM) nebst 4 % Zinsen 
seit Rechtshängigkeit zu zahlen;

2. den Beklagten zu verurteilen, an ihn ab Novem­
ber 1989 monatlich ein betriebliches Altersru­
hegeld (wegen Invalidität) in Höhe von 
140,50 DM abzüglich bereits gezahlter Beträge 
zu zahlen;

3. festzustellen, daß der Beklagte verpflichtet 
ist, die von ihm nachzuzahlenden Beträge ab 
Klageerhebung bzw. bei den nach Klageerhebung 
fällig werdenden Differenzbeträgen ab der mo­
natlichen Fälligkeit des Ruhegeldes mit 4 % zu 
verzinsen.

Der PSV hat beantragt, die Klagen abzuweisen. Er hält seine 
Berechnung für richtig.

Das Arbeitsgericht hat die Klagen abgewiesen. Die Berufungen 
der Kläger sind ohne Erfolg geblieben. Mit den vom Landesarbeits­
gericht zugelassenen Revisionen verfolgen die Kläger ihre Ansprü­
che weiter.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revisionen der Kläger sind begründet. Zwar bestehen ge­
gen den vom PSV eingeschlagenen Rechenweg keine Bedenken. Jedoch 
muß noch ermittelt werden, in welcher Höhe der PSV die fiktiven 
Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung bei Ermittlung der 
Obergrenzen einsetzen darf.
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I. Die Kläger haben dem Grunde nach Anspruch auf Versicherungs- 
leistungen gegen den Beklagten. Sie hatten bei Eintritt des Si­
cherungsfalls eine unverfallbare Versorgungsanwartschaft (§ 7 
Abs. 2 Satz 2 BetrAVG). Nach Eintritt des Versorgungsfalls ist 
aus der Anwartschaft ein Anspruch geworden.

1. Die Kläger waren Begünstigte einer Unterstützungskasse. Sie 
sind vor Eintritt des Versorgungsfalls aus dem Unternehmen ausge­
schieden. Im Zeitpunkt ihres Ausscheidens hatten sie unverfallba­
re Anwartschaften nach § 1 Abs. 4 in Verbindung mit § 1 Abs. 1 
BetrAVG erworben. Die Voraussetzungen des § 1 Abs. 1 BetrAVG wa­
ren erfüllt. Für beide Kläger bestand die Versorgungszusage min­
destens zehn Jahre.

2. Die unverfallbaren Anwartschaften der Arbeitnehmer, die vor 
Eintritt des Sicherungsfalls aus dem Unternehmen ausgeschieden 
sind, muß der PSV sichern. Bei Eintritt des Versorgungsfalls 
erhalten die Anwartschaftsberechtigten einen Anspruch gegen den 
PSV (§ 7 Abs. 2 Satz 1 und 2 BetrAVG).

II. Die Höhe dieser Ansprüche ist in § 2 Abs. 1 und 4 BetrAVG 
geregelt.

1. § 2 Abs. 1 und 4 BetrAVG sind unmittelbar anzuwenden. Beide
Kläger sind vor Eintritt des Sicherungsfalls (Eröffnung des Kon­
kursverfahrens über das Vermögen des Trägerunternehmens am 1. Ju­
ni 1979) aus dem Arbeitsverhältnis mit der B
AG (BuM) ausgeschieden. Sie hatten gegen ihren früheren Arbeitge­
ber eine unverfallbare Anwartschaft erworben, die nach § 2 Abs. 4
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in Verbindung mit § 2 Abs. 1 BetrAVG zu berechnen ist. Nach die­
sen Bestimmungen hat die Unterstützungskasse bei Eintritt des 
Versorgungsfalls einem Arbeitnehmer anteilige Versorgung zu ge­
währen, und zwar in Höhe des Teils der ohne das vorherige Aus­
scheiden zustehenden Leistung, der dem Verhältnis der Dauer der 
Betriebszugehörigkeit zu der Zeit vom Beginn der Betriebszugehö­
rigkeit bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres entspricht. Die 
Berechnung der Teilrente setzt mithin die Berechnung der Vollren­
te voraus. Das ist die dem Arbeitnehmer "ohne das vorherige Aus­
scheiden zustehende Leistung". Erst wenn dieser Betrag feststeht, 
kann die Teilrente entsprechend dem Zeitwertfaktor (tatsächliche 
Betriebszugehörigkeit im Verhältnis zur möglichen Betriebszugehö­
rigkeit bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres) ermittelt wer­
den. Das gilt für den Versorgungsfall "Alter" (einschließlich der 
vorgezogenen Altersrente) ebenso wie für den Versorgungsfall "In­
validität" (vgl. zuletzt Urteil des Senats vom 13. März 1990 
- 3 AZR 338/89 - AP Nr. 17 zu § 6 BetrAVG, zu II 3 der Gründe).

2. Die Höhe der nach § 2 Abs. 1 und 4 BetrAVG zu ermittelnden 
Vollrente hängt von der Versorgungsregelung ab. Im vorliegenden 
Fall kommt es auf den Monatsgrundverdienst an. Der Monatsgrund­
verdienst ist Bemessungsgrundlage für die Leistung der betriebli­
chen Altersversorgung. Nach § 2 Abs. 5 Satz 1 BetrAVG bleiben 
Veränderungen dieser Bemessungsgrundlage, soweit sie nach dem 
Ausscheiden des Arbeitnehmers eintreten, außer Betracht. Der Be­
rechnung der Vollrente ist deshalb der Monatsgrundverdienst des 
Arbeitnehmers zugrunde zu legen, den er bei seinem Ausscheiden 
erhalten hat. Das waren beim Kläger K 2.268,03 DM und beim
Kläger Sch 2.138,28 DM.
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Danach hätte der Kläger K ohne sein vorheriges Aus­
scheiden und bei gleichbleibendem Gehalt bei Vollendung des 
65. Lebensjahres eine Betriebsrente von 402,80 DM erhalten 
(2.268,03 x 37 x 0,48 : 100). Der Kläger Sch hätte bei Ein­
tritt des Versorgungsfalls der Invalidität eine Invalidenrente 
von 410,55 DM erhalten. Diese Beträge sind zwischen den Parteien 
noch unstreitig.

3. Nach den Versorgungsregelungen der Unterstützungskasse 
konnten die Kläger K und Sch nicht damit rechnen, daß
sie bei Eintritt des Versorgungsfalls diese Rente ungekürzt er­
hielten. Die Versorgungsregelung sieht vor, daß das Ruhegeld ge­
kürzt werden kann, wenn bestimmte Versorgungsobergrenzen über­
schritten werden.

Für die Berechnung der Obergrenzen ist wiederum das letzte 
ruhegeldfähige Einkommen, der Monatsgrundverdienst, maßgebend.
Das letzte Gehalt ist Bemessungsgrundlage für die Leistungen der 
betrieblichen Altersversorgung im Sinne von § 2 Abs. 5 Satz 1 
BetrAVG. Deshalb kommt es nicht auf den zuletzt tatsächlich von 
den Klägern in einem weiteren Arbeitsverhältnis erzielten Monats­
grundverdienst an, sondern auf den Grundverdienst, den sie zu­
letzt bei der BuM erzielt hatten. Außerdem sind die Obergrenzen 
von der Dauer der Betriebszugehörigkeit abhängig. Für den Kläger 
K errechnet der PSV eine Höchstgrenze von 82 % von
2.268,03 DM, das sind 1.859,78 DM. Für den Kläger Sch beträgt
die Höchstgrenze 85 % von 2.138,28 DM, das sind 1.817,54 DM. Zu-
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gunsten der Kläger kann für die weitere Berechnung der Teilrenten 
von diesen Obergrenzen ausgegangen werden.

Diese Obergrenzen sind bei der Berechnung des Teilanspruchs 
nach § 2 Abs. 1 und 4 BetrAVG zu berücksichtigen. Darin ist dem 
PSV zuzustimmen. Dafür sprechen der Wortlaut des § 2 Abs. 5 
BetrAVG, die in dieser Vorschrift erkennbaren Grundgedanken für 
die Berechnung der Anwartschaften sowie praktische Gesichtspunk­
te .

a) § 2 Abs. 5 Satz 1 BetrAVG regelt im Halbsatz 2 den Fall, daß 
andere Versorgungsbezüge bei der Berechnung der Leistung der be­
trieblichen Altersversorgung zu berücksichtigen sind. Zu diesen 
anderen Versorgungsbezügen gehören Bezüge aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung. Die Berücksichtigung dieser Renten ist in 
zwei Formen möglich: Pensionszusagen sehen häufig eine volle oder 
teilweise Anrechnung der Sozialversicherungsrenten auf die be­
trieblichen Renten oder eine Begrenzung der Gesamtversorgung aus 
betrieblichen Renten und Sozialversicherungsrenten vor (vgl. BAG 
Urteil vom 24. Juni 1986 - 3 AZR 630/84 - AP Nr. 12 zu § 6 
BetrAVG, zu II 2 a der Gründe; BAGE 44, 176 = AP Nr. 2 zu § 2 
BetrAVG; BAGE 45, 1 = AP Nr. 4 zu § 2 BetrAVG; BAG Urteil vom 
8 . Mai 1990 - 3 AZR 341/88 -, zur Veröffentlichung in der Fach­
presse vorgesehen).

Die gesetzliche Regelung unterscheidet ihrem Wortlaut nach 
nicht zwischen diesen beiden Alternativen. Sie geht davon aus, 
daß eine Anwartschaft beim Ausscheiden des Arbeitnehmers der Höhe 
nach eindeutig errechnet werden kann. Der Arbeitgeber hat nach

10

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


10

§ 2 Abs. 6 BetrAVG dem Arbeitnehmer Auskunft zu erteilen, in wel­
cher Höhe er Versorgungsleistungen bei Erreichen der in der Ver­
sorgungsregelung vorgesehenen Altersgrenze beanspruchen kann.

b) Ein solches Verständnis der Norm entspricht auch dem ihr er­
kennbar zugrundeliegenden Grundgedanken. Für diejenigen Arbeit­
nehmer, die vor Eintritt des Versorgungsfalls mit einer unver­
fallbaren Versorgungsanwartschaft aus dem Arbeitsverhältnis aus- 
scheiden, soll die Höhe ihrer Anwartschaft nicht von einer unge­
wissen zukünftigen Entwicklung abhängig sein. Alle Bemessungs­
grundlagen, auch die Höhe anderer Versorgungsbezüge, werden auf 
den Zeitpunkt des Ausscheidens festgeschrieben ("eingefroren"). 
Diesem Grundgedanken der Vorschrift würde es widersprechen, wenn 
man die Prüfung, ob die Betriebsrente wegen Überschreitens von 
Obergrenzen gekürzt werden müßte, der späteren Entwicklung Vorbe­
halten würde. Denn dann wäre nicht eine Höchstgrenze maßgebend, 
die auf der Grundlage des letzten Monatsgrundverdienstes ermit­
telt wird, sondern eine Höchstgrenze, die vom letzten ruhegeldfä­
higen Einkommen des Arbeitnehmers ausgeht, das er bei einem an­
deren Arbeitgeber erzielt hat. Dann müßte auch abgewartet werden, 
wie hoch die Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung tat­
sächlich ist. Bei einer solchen Betrachtung käme es auf die Ver­
hältnisse bei Eintritt des Versorgungsfalls an.

§ 2 Abs. 5 BetrAVG geht von anderen Berechnungsgrundlagen 
aus, nämlich von denjenigen im Zeitpunkt des Ausscheidens. Diese 
Berechnungsgrundlagen sind allein maßgebend und, falls erforder­
lich, hochzurechnen. Alle Veränderungen der Bemessungsgrundlagen 
für die Betriebsrente bleiben nach § 2 Abs. 5 Satz 1 Halbsatz 1
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BetrAVG außer Betracht. Die Höhe der Anwartschaft ist bei vorzei­
tigem Ausscheiden von der weiteren Entwicklung unabhängig. Die 
Anwartschaft und der später bei Eintritt des Versorgungsfalls auf 
ihr beruhende Anspruch ist so zu berechnen, als hätten die für 
die Höhe des Versorgungsanspruchs maßgeblichen Bezugsgrößen bis 
zum Versorgungsfall unverändert fortbestanden (Urteil des Senats 
vom 12. März 1991 - 3 AZR 63/90 zur Veröffentlichung in der 
Fachpresse vorgesehen).

Zwar hat die Rechtsprechung des Senats bei der Rentenberech­
nung zwischen beiden Fallgestaltungen - Anrechnung der Sozialver­
sicherungsrente auf eine Betriebsrente oder eine Obergrenze zur 
Vermeidung einer ÜberVersorgung - unterschieden und eine Ausle­
gungsregel entwickelt: Eine Höchstbegrenzungsklausel in einer 
Versorgungsordnung sei im Zweifel dahin auszulegen, daß Voll- 
oder Teilrenten zunächst unabhängig von der Hochstbegrenzungs- 
klausel zu berechnen sind, und daß die Renten erst bei Über­
schreiten der Höchstgrenzen zu kürzen sind (vgl. Urteil des Se­
nats vom 8 . Mai 1990, aaO, mit weiteren Nachweisen).

Diese Rechtsprechung ist aber nicht ohne weiteres auf die 
hier vorliegende Fallgestaltung zu übertragen. Mit Teilrenten im 
Sinne der Auslegungsregel sind vorzeitige Betriebsrenten gemeint, 
die ein Arbeitnehmer erhält, der auch vorzeitige Altersleistungen 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung in Anspruch nimmt (§ 6 
BetrAVG). Diese Arbeitnehmer können als vorzeitige Betriebsrente, 
falls die Versorgungsordnung nichts anderes vorsieht, nicht die 
Betriebsrente verlangen, die sie mit Vollendung des 65. Lebens­
jahres erhalten hätten. Sie müssen sich Abzüge gefallen lassen.
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Das führt zu einer Teilrente. Auf die Berechnung dieser Teil­
renten bezieht sich die Rechtsprechung des Senats. Sie betrifft 
Fälle, in denen der Arbeitnehmer den Versorgungsfall "vorzeitiges 
Ausscheiden mit Vollendung des 63. Lebensjahres" im Arbeitsver­
hältnis erreicht hat. Dann stehen nämlich alle Bemessungsgrundla­
gen bei Eintritt des Versorgungsfalles fest (vgl. hierzu auch 
Höhne in Heubeck/Höhne/Paulsdorff/Rau/Weinert, Kommentar zum Be­
triebsrentengesetz, Band I, 2. Auf1., § 2 Rz 399 ff.). Insoweit
unterscheidet sich die Berechnung von Versorgungsansprüchen von 
der Berechnung einer Anwartschaft.

c) Schließlich spricht für die hier vertretene Betrachtung auch 
die Regelung des § 2 Abs. 5 Satz 2 BetrAVG. Sollen die Betriebs­
rente und die Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung be­
stimmte Grenzen nicht überschreiten, dürfen Pensionsrückstellun­
gen nur auf der Grundlage der von den Unternehmen nach Berück­
sichtigung der Sozialversicherungsrenten und der Begrenzung der 
Gesamtversorgung tatsächlich noch zu zahlenden Beträge berechnet 
werden. Für die Rückstellungen ist damit nicht nur die erzielbare 
Betriebsrente ohne Berücksichtigung der Obergrenzen maßgebend.
Für Rückstellungen muß die Obergrenze bereits berücksichtigt wer­
den. Die Höhe der Anwartschaft beim Ausscheiden eines Arbeitneh­
mers aus dem Arbeitsverhältnis sollte deshalb so berechnet wer­
den, daß die Anwartschaft dem Wert der Rückstellungen entspricht.

d) Käme es für die Prüfung, ob Gesamtversorgungsobergrenzen 
überschritten werden, erst auf die Verhältnisse bei Eintritt des 
Versorgungsfalls an, bliebe die Höhe der Anwartschaft beim Aus­
scheiden des Arbeitnehmers ungewiß. Die tatsächlichen Verhältnis-
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se bei Eintritt des Versorgungsfalls sind für den Arbeitgeber, 
aus dessen Diensten der Arbeitnehmer ausscheidet, nicht mehr 
nachprüfbar. Die Bemessungsgrundlagen könnten vom ausgeschiedenen 
Arbeitnehmer leicht beeinflußt werden. So könnte der Arbeitnehmer 
die Höhe seines letzten ruhegeldfähigen Einkommens in Absprache 
mit seinem neuen Arbeitgeber so gestalten, daß die Obergrenze 
weithin bedeutungslos wird. Das alles soll nicht sein. Deshalb 
kann es nur auf die tatsächlichen Verhältnisse im Zeitpunkt des 
Ausscheidens aus dem Arbeitsverhältnis ankommen.

4. Ist eine Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung zu 
berücksichtigen, muß aus den im Zeitpunkt des Ausscheidens maßge­
benden Tatsachen die voraussichtlich mögliche Rente aus der ge­
setzlichen Rentenversicherung ermittelt werden. Im Grundsatz sind 
alle Daten, die für die Ermittlung der Rente aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung im Zeitpunkt des Ausscheidens vorliegen, fort­
zuschreiben. Auf dieser Grundlage ist eine fiktive Rente aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung zu ermitteln. Maßgebend sind des­
halb auch hier die tatsächlichen Verhältnisse im Zeitpunkt des 
Ausscheidens eines Arbeitnehmers aus dem Arbeitsverhältnis. Zu 
fragen ist, wie hoch die Rente aus der gesetzlichen Rentenversi­
cherung auf dieser tatsächlichen Grundlage bei Eintritt des Ver­
sorgungsfalls "Alter", also mit Vollendung des 65. Lebensjahres, 
wäre.

Die Ermittlung dieser tatsächlichen Grundlagen kann im Ein­
zelfall schwierig sein. Deshalb sieht § 2 Abs. 5 Satz 2 BetrAVG 
für den Regelfall das Näherungsverfahren vor, das auch bei der
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Berechnung von Pensionsrückstellungen angewendet wird. Dieses Nä­
herungsverfahren dient der pauschalen Berechnung von Renten aus 
der gesetzlichen Rentenversicherung.

Das Problem der Berücksichtigung von Sozialversicherungsren­
ten besteht schon bei der Berechnung der Pensionsrückstellungen. 
Der Arbeitgeber darf Rückstellungen nur in Höhe der voraussicht­
lich geschuldeten Leistung vornehmen (s.o. Abschnitt II 3 c). Er 
muß bei der Vornahme von Rückstellungen wissen, wie hoch die Ren­
te aus der gesetzlichen Rentenversicherung eines begünstigten Ar­
beitnehmers ausfallen wird. Zur Berechnung dieser möglichen (fik­
tiven) Sozialversicherungsrente stellt ihm die Steuerverwaltung 
ein Näherungsverfahren zur Verfügung. Dieses Verfahren kann dazu 
benutzt werden, um im Zeitpunkt des Ausscheidens des Arbeitneh­
mers festzustellen, wie hoch dessen Sozialversicherungsrente im 
Alter von 65 Jahren voraussichtlich sein wird (§ 2 Abs. 5 Satz 2 
BetrAVG).

Auf dieses Näherungsverfahren kann der Arbeitgeber immer 
dann zurückgreifen, wenn er nicht von anderen tatsächlichen 
Grundlagen ausgehen will, die im konkreten Fall bei Ausscheiden 
des Arbeitnehmers aus dem Arbeitsverhältnis vorliegen. Der Ar­
beitgeber ist nicht gezwungen, das Näherungsverfahren anzuwenden. 
Er kann auch eine konkrete Berechnung vornehmen. Er "kann" das 
Näherungsverfahren verwenden, er "muß" es nicht. Er darf nur 
nicht, wie es der PSV im vorliegenden Fall getan hat, von der 
später tatsächlich gezahlten Rente ausgehen. Maßgeblich sind nur 
die Verhältnisse im Zeitpunkt des Ausscheidens.
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Andererseits kann auch der Arbeitnehmer eine konkrete Be­
rechnung aufgrund der für ihn maßgebenden Daten verlangen. Davon 
haben die Kläger im vorliegenden Fall jedoch keinen Gebrauch ge­
macht. Deshalb muß es beim Näherungsverfahren bleiben, wenn der 
Arbeitgeber oder der jetzt für ihn eintretende PSV keine konkrete 
Berechnung - bezogen auf die tatsächlichen Verhältnisse im Zeit­
punkt des Ausscheidens der Kläger aus dem Arbeitsverhältnis - 
vornehmen.

Im Zeitpunkt des Ausscheidens der Kläger war das Näherungs- 
verfahren in Erlassen der obersten Finanzbehörden der Länder ge­
regelt. Diesen Erlassen lag ein Schreiben des Bundesministers der 
Finanzen vom 28. Juli 1975 (- IV B 1-S 2176-118/75 - BStBl I,
767) zugrunde. Nach Nr. 2 Abs. 1 des Schreibens waren die Renten 
aus der Arbeiter- und Angestelltenversicherung für jedes Versi­
cherungsjahr mit 1,2 % der "maßgebenden Bezüge" im Sinne von 
Nr. 7 dieses Schreibens anzusetzen. Unter den maßgebenden Bezügen 
sind die für die Beitragsbemessung in der Sozialversicherung maß­
gebenden Bruttobezüge zu verstehen. Danach kommt es auf die Brut­
tobezüge der Kläger im Zeitpunkt ihres Ausscheidens an. Als Ver­
sicherungsjahre zählen bei dieser fiktiven Berechnung alle Le­
bensjahre nach Vollendung des 20. Lebensjahres. Für jedes Versi­
cherungsjahr sind 1,2 % der maßgebenden Bezüge anzusetzen.

Ob bei dieser Berechnung der vom Beklagten eingesetzte Be­
trag von 1.529,08 DM im Fall des Klägers K und 1.532,10 DM
im Fall des Klägers Sch eingesetzt werden darf, erscheint 
fraglich. Die nach dem Näherungsverfahren berechneten fiktiven 
Sozialversicherungsrenten betrugen im Fall K nur
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1.224,74 DM (2.268,03 x 45 x 1,2 %) und im Fall Sch nur 
1.154,67 DM (2.138,28 x 45 x 1,2 %) - immer bezogen auf das Alter
65. Der PSV hat dagegen eine Berechnungsmethode gewählt, die mit 
den gesetzlichen Bestimmungen nicht vereinbar ist. Er geht von 
der tatsächlich im Versorgungsfall gezahlten Rente aus und rech­
net zurück. Er wird bei der erneuten Verhandlung des Rechts­
streits vor dem Berufungsgericht Gelegenheit haben, auf der hier 
wiedergegebenen Grundlage die fiktive Sozialversicherungsrente 
für beide Kläger zu berechnen.

5. In die Obergrenzenberechnung ist nicht nur die Rente aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung einzubeziehen. Die hier maßgeben­
den Richtlinien für die Festsetzung der Ruhegelder sehen die Be­
rücksichtigung von Beihilfen der Zusatzversorgungskasse des Bau­
gewerbes ausdrücklich vor. Die Einwendungen der Kläger gegen die 
Berücksichtigung dieser Versorgungsleistungen sind daher nicht 
begründet.

6. Für den Kläger K muß die Betriebsrente für den Fall
der vorzeitigen Inanspruchnahme mit Vollendung des 63. Lebensjah­
res berechnet werden. Für die Berechnung dieser Rente ist wieder­
um die Versorgungsregelung maßgeblich. Wird die betriebliche Al­
tersversorgung von einer Unterstützungskasse durchgeführt, ent­
scheidet das zur Vertretung der rechtsfähigen Versorgungseinrich­
tung vorgesehene Organ über den Inhalt der Versorgungsregelungen. 
Im vorliegenden Fall wurde die Versorgung über eine Unterstüt­
zungskasse in Form einer GmbH gewährt. Diese Gesellschaft wird 
durch den oder die Geschäftsführer vertreten (§ 35 GmbHG). Der 
Beschluß der Geschäftsführer vom 8. Juni 1973 sah einen Abschlag
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von 10 % auf die dem Arbeitnehmer im Alter von 65 Jahren zuste­
hende Rente vor.

Gegen die Wirksamkeit dieses Beschlusses bestehen keine Be­
denken. Dem Arbeitnehmer wurde eine Versorgung nach Maßgabe der 
Richtlinien der Unterstützungskasse versprochen. Deshalb kommt es 
auf die jeweils geltenden Richtlinien an. Der Kläger K muß
sich deshalb den 10 %igen Abschlag auf die Vollrente für das Al­
ter 65 gefallen lassen.

7. Auf den so für den jeweiligen Versorgungsfall ermittelten 
Betrag ist der Zeitwertfaktor anzuwenden. Die Zeitwertfaktoren, 
die der beklagte PSV seiner Berechnung zugrunde gelegt hat, sind 
nicht zu beanstanden.

Dr. Heither Dr. Wittek Dr. Müller-Glöge
Gnade Weinmann
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